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Bürgerinitiativen im lokalpolitischen Entscheidungsprozeß 
Entstehungsbedingungen und Aktionsmuster 
1. Problemstellung 
Noch vor kurzer Zeit gehörte der "unpolitische Deutsche" zu 
den Stereotypen der political-culture-Forschung: Relativ ausge-
prägte politische Kenntnisse und Vertrauen in die Leistungsfähig-
keit der Verwaltung paarten sich mit schwach entwickelter Ein-
schätzung der eigenen politischen Einflußmöglichkeiten und gerin-
ger Teilnahmebereitschaft an öffentlichen Angelegenheiten. 1 Nicht 
zuletzt das Entstehen der Bürgerinitiativen weist dieses Bild als 
korrekturbedürftig aus. 
Die Veränderungen der Einstellungen und Verhaltensweisen 
insbesondere der bundesdeutschen Mittelschichtbürger besitzen 
für unser Thema schon deshalb Bedeutung, weil sie sich in erster 
Linie im lokalen politischen System auswirken: Die Bürgerinitia-
tiven betrachten die kommunale Selbstverwaltung und die Kom-
munalpolitik als ihr bevorzugtes Aktionsfeld. 2 
Im Rahmen dieser Untersuchung ist vor allem der Frage nachzu-
gehen, welche Faktoren zur Erklärung des massierten Auftretens 
der Bürgerinitiativen im kommunalen politischen System herange-
zogen werden können. Weiterhin bedarf es der Klärung. wie sich 
die beobachtbaren Aktivitäten der Initiativen auf Struktur und Ab-
lauf des kommunalen Willensbildungsprozesscs auswirken. 
2. Bürgerinitiativen als spezifiscbe Formen 
lokalpolitiscber Partizipation 
Ähnlich wie das nationale politische System der Bundesrepublik 
ist auch das lokale in seinen Grundzügen repräsentativ verfaßt.3 
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Zwar sehen einige Gemeindeordnungen und neuere Planungsgesetze 
die Möglichkeit direkter Bürgerbeteiligung an gemeindlichen Sach-
entscheidungen vor, doch werden die verfügbaren Spielräume poli-
tischer Partizipation faktisch kaum genutzt.· Das Gros der Ge-
meindebürger beschränkt sich auf die Stimmabgabe bei Gemeinde-
wahlen. Obgleich die lokale politische Kompetenz im Vergleich 
zur nationalen besser ausgeprägt ist, 5 übertrifft das Engagement 
in gemeindlichen Angelegenheiten kaum die Teilnahme an der 
Staatspolitik. Erstaunen wird dieser Tatbestand jedoch nur den-
jenigen, der die mit politischer Aktivität verbundenen zeitlichen, 
informationellen usw. Kosten übersieht. Normalerweise bedarf es 
hoher Motivation oder direkter Betroffenheit, damit sich der Bür-
ger über das übliche Maß der Stimmabgabe hinaus politisch enga-
giert.' Konventionelle politische Beteiligungsformen, wie Partei-
oder Vereinsarbeit, Übernahme eines kommunalen Mandats, zeich-
nen sich durch hohe Kosten und geringe selektive Anrcizwirkung 
aus. 
Gegenüber diesen mit beträchtlichen Ansprüchen an die Lei-
stungsbereitschaft der Partizipierenden verbundenen Formen kollek-
tiver politischer Aktivität stellt die Mitarbeit in Bürgerinitiativen 
ein Novum dar, indem sie Partizipation auf der Basis kleiner Grup-
pen organisiert, die Kosten des Engagements senkt (Punktualität, 
Kurzfristigkeit) und zudem selektive Anreize bietet, welche Be-
teiligung motivieren (Mobilisierung von Betroffenen fiir die Er-
reichung konkreter, persönlich als lohnend empfundener ideeller 
oder materieller Ziele): Bürgerinitiativen können als Formen spon-
taner, unmittelbarer, kollektiver politischer Beteiligung verstanden 
werden, die das Ziel verfolgen, das auf konkrete Probleme bezogene 
Entscbeidungsbandeln der zuständigen Organisationen mit den 
Präferenzen der Betroffenen in Einklang zu bringen. Ersatzweise 
für die als zuständig betrachteten Instanzen handelnde Bürger-
gruppen stellen spezielle Varianten der Initiativbewcgung dar, 
sind aber im Rahmen der Untersuchung kommunaler Entschei-
dungsprozesse von minderer Bedeutung. 
Somit ergeben sich folgende, die Bürgerinitiative gegenüber ande-
ren Formen politischer Beteiligung typischerweise auszeichnende 
Merkmale: die Spontaneität, Punktualitiit und zeitlicbe Begrenzt-
beit des Engagements, die unmittelbare Bezogenbeit auf konkret 
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er{abrbare Problemsituatio"e" im alltäglicbe" Lebe", der kollektive 
Cbarakter der Aktione" und die unmittelbare Einwirkung auf die 
E"tscbeidungstriiger.
' 
In dieser Kombination sind sie bei anderen 
Trägem politischer Willensbildung nicht zu finden. 
Vergleicht man diese Merkmale mit jenen konventioneller Betei-
ligungsformen an gemeindlichen Sachentscheidungen, so könnte man 
in der Tat die Behauptung aufstellen, die Bürgerinitiativen hätten 
bislang nicht verfügbare Einflußkanäle auf das politische System ge-
öffnet. a Diese Annahme trifft jedoch nur in begrenztem Maße zu. 
3. Entstebu"gsbedinpnge" der Bürgeri"itilltioe" als lokalpolitiscbe 
Willensbildungs!ormat;one" 
Auf den ersten Blick stellen Bürgerinitiativen die Antwort auf 
einen bislang nicht befriedigten Partizipationsbedarf dar. Soweit 
diese Vermutung zutrifft, unterliegt die Betätigung in ihnen den 
uns bekannten Determinanten politischer Beteiligung.9 Ungeklärt 
bleibt dabei aber die Frage, welche Gründe für die Bevorzugung 
einer bestimmten Partizipationsform auf einer bestimmten Ebene 
des politischen Systems verantwortlich sind. Nach vorherrschender 
Meinung ist dies auf Funktionsdefizite des politischen Systems 
zurückzuführen.10 Obgleich diese Auffassung einige zutreffende 
Erklärungen des infrage stehenden Sachverhaltes enthält, bleibt 
sie doch unvollstindig; denn sie isoliert das Phänomen Bürgerinitia-
tive aus dem Gesamtzusammenhang der Partizipationsbewcgung 
und berücksichtigt nicht den generellen Anstieg politischer Beteili-
gung seit dem Ende der 60 er Jahre. Darüber hinaus vemächlässigt 
sie - als Folge der Überbetonung sozio-ökonomischer und insti-
tutioneller Determinanten - den lußerst bedeutsamen Komplex 
normativer Strukturen. 
Das Zusammenspiel folgender Entwicklungen dürfte eine gene-
relle Verstärkung der Partizipationsbereitschaft, insbesondere in 
den jüngeren, akademisch gebildeten Bevölkerungsgruppen der 
Bundesrepublik ausgelöst haben: (1) eine zunehmende Institu-
tionalisierung partizipatorischer Normen in Verbindung mit einem 
Anstieg der subjektiven politischen Kompetenz, die eine verstärkte 
Teilnahmebereitscbaft hervorriefen; (2) die Popularisierung bislang 
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unbekannter oder negativ sanktionierter Verhaltensweisen zur Be-
einflussung des RegierungshandeIns. welche neue Partizipations-
j"strumente verfügbar machte; (3) das steigende Verlangen der 
Bürger nach staatlichen Leistungen. insbesondere nach Kollektiv-
gütern und die begrenzten Möglichkeiten der öffentlichen Hand. 
diese Bedürfnisse zu befriedigen. die das Erfordernis politischer 
Beteiligung als im Eigeninteresse liegend bewußt machten; (4) die 
fehlende Institutionalisierung punktuell wirksamer und einzeIpro-
blembezogener Einflußkanäle im politischen Entscheidungsprozeß. 
die das Erfordernis begründeten. den zunehmenden Partizipations-
bedarf außerbalb der etablierte" Forme" politischer Beteiligung 
geltend zu machen. Hinzu kamen einige spezifisch lokalpolitische 
Entwicklungen. die zu einer Konzentration der Bürgerinitiativ-
bewegung auf die lokale Ebene des politischen Systems führten. 
nämlich: (S) die auf der lokalen Ebene erschwerten Bedingungen 
der Befriedigung eines steigenden Bedarfs an kollektiven Gütern; 
(6) die besonderen Möglichkeiten der Organisation partizipatorischer 
Aktivitäten in kleineren sozialen Einheiten und (7) die Politisierung 
der kommunalen Selbstverwaltung seit der Mitte der 60er Jahre. 
Trotz der Interdependenz gesamtsystemischer und lokaler Bestim-
mungsgrößen können wir uns auf die drei letztgenannten Aspekte 
beschränken. 
3.1 . Kommunale Selbstverwaltu"g u"d Kollektivgüur 
Der Gesetzgeber ordnet den kommunalen Selbstverwaltungsorganen 
die Erledigung der in der Örtlichkeit verwurzelten öffentlichen 
Aufgaben zu. 11 Nahezu sämtliche der von den Bürgerinitiativen 
artikulierten Anliegen besitzen einen derartigen örtlichen Bezug. 12 
so daß die Initiativen die Kommunalorgane nicht zu Unrecht als 
"natürliche" Adressaten ihrer Forderungen betrachten. Deren Mög-
lichkeiten. den an sie herangetragenen Anliegen zu entsprechen. 
nehmen wiederum infolge der zunehmend verringerten autonomen 
Handlungsmäglichkeiten der Gemeinden stetig ab. 13 Die Notwendig-
keit der Prioritätensetzung angesichts verknappter frei verfügbarer 
Mittel und gesetzlicher Bindungen der Entscheidungskapazitäte~ 
trifft auf eine Vielfalt von Forderungen nach kommunalen Lel-
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stungen. Die entstehende Lücke zwischen Ansprüchen und Be-
friedigungsmöglichkeiten führt zu einer wachsenden Unzufrieden-
heit mit den gemeindlichen Lebensbedingungen und läßt insbe-
sondere bei den mittelständischen Bevölkerungsgruppen das Gefühl 
entstehen. man müsse in Auseinandersetzung mit den kommunalen 
Gremien eine Verbesserung der örtlichen Lebensverhältnisse er-
zwingen. 14 
3.2. Zur Organisierbarkeit lokalpolitiscber Beteiligung 
Partizipation an politischen Entscheidungen wirft nicht zuletzt 
organisatorische Probleme auf. die in der für die Aktitäten der Bürger-
initiativen typischen Merkmalskombination von Unmittelbarkeit, 
Spontaneität. Problemgebundenheit usw. auf nationaler Ebene 
kaum zu bewältigen sind. Auf der lokalen Ebene dagegen ermög-
licht es die vergleichsweise geringere Systemkomplexität dem Part i-
zipationswilligen. den Adressaten geplanter Einflußnahme ausfindig 
zu machen. direkten Kontakt mit ihm aufzunehmen. Druck auf ihn 
auszuüben und weitere Bedingungen erfolgreicher. d.h. Entschei-
dungen beeinflussender. Partizipation zu realisieren. Generell wird 
man die Vermutung äußern können. daß die organisatorischen 
Voraussetzungen erfolgreicher politischer Beteiligung im lokalen 
politischen System um ein vielfaches günstiger sind als im natio-
nalen. ls Daß zwischen der Größe einer Organisation und den ver-
fügbaren Partizipationsmöglichkeiten für ihre Mitglieder ein Zu-
sammenhang besteht. wird man zu den einigermaßen gesicherten 
Erkenntnissen der Partizipationstheorie rechnen können. 16 
3.3. Die "Politisierung" der kommunalen Selbstverwaltung 
Schließlich ist auf den veränderten. zuweilen als .,Politisierung" 
der kommunalen Ebene beschriebenen Stellenwert der Kommunal-
politik seit dem Beginn der 70er Jahre hinzuweisen. 17 Wurde sie 
zunächst. der deutschen Selbstverwaltungstradition entsprechend. 
als eine Art "Unpolitik" betrachtet. so bewirkten nicht zuletzt die 
oben beschriebenen Entwicklungen eine verstärkte Betonung der 
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Idee des "self-gowrnment ". Dies kommt nicht allein in wissenschaft-
lichen Publikationen und programmatischen Erklärungen der poli-
tischen Paneien zum Ausdruck, auch manifeste Veränderungen 
im Erscheinungsbild der kommunalen Selbstverwaltung, wie die 
"Parlamentarisierung" der Kommunalpolitik, die zunehmende 
Bedeutung politischer Paneien bei gleichzeitigem Gewichtsverlust 
der bewußt unpolitisch agierenden Freien Wählervereinigungen 
u.a.m. unterstreichen die Gültigkeit dieser Annahme. Erst das 
Bewußtsein, kommunale Selbstverwaltung habe mit der Entschei-
dung über politische Prioritäten zu tun und stelle sich nicht bloß 
als Ratifikation sachlich ohnehin notwendiger Vorgänge dar, ver-
schaffte der Bürgerinitiativbewegung den erforderlichen Aktions-
radius. 
Bürgerinitiativen sind meiner Ansicht nach weder Besonderheiten 
des lokalen politischen Systems - vielmehr organisieren sie sich 
aufgrund verhältnismäßig günstiger Ausgangsbedingungen vorzugs-
weise auf dieser Ebene -, noch lassen sie sich als Einzelphänomene 
aus dem Gesamtzusammenhang der Panizipationsbewegung iso-
lieren, will man nicht zu einer unangemessenen Interpretation 
dieses Phänomens kommen. Schließlich ist nicht zu übersehen, 
daß es ähnliche Phänomene bereits in den 50er Jahren und früher 
gab. wenn diese auch keine der Bürgerinitiativbewegung vergleich-
bare Breitenwirkung und kein ihr entsprechendes Einflußpotential 
erreichten. Von zentraler Bedeutung dürften die in der einschlä-
gigen Literatur nur am Rande beschriebenen Veränderungen der 
politischen Kultur der Bundesrepublik gewesen sein. Dies ergibt 
sich nicht zuletzt aus dem Tatbestand, daß die mit Vorrang her-
ausgestellten sozio-äkonomischen und institutionellen Bedingungen 
keineswegs typische Errungenschaften des Entstehungszeitraums 
der Bürgerinitiativbewegung darstellen, sondern in mehr oder min-
der starkem Ausmaße zum Erscheinungsbild der kommunalen 
Selbstverwaltung in der gesamten Nachkriegsperiode gehören. 
Bedeutung rur die Panizipationsbewegung gewannen diese Phäno-
mene erst im Zusammenhang mit einer verändenen Sichtweise 
der Kommunalpolitik, wdche die prekäre Entwicklung der ge-
meindlichen Lebensbedingungen ins Bewußtsein brachte. 
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4. Funktionen der Bürgerinitiativen in der Lokalpolitik 
Ähnlich wie bei den Entstehungsbedingungen ist es auch bei 
der Bestimmung der Funktionen der Bürgerinitiativen kaum möglich, 
gesamtsystemische und lokale Aspekte voneinander zu trennen. 
4.1. Generelle Systemfunktionen der Bürgerinitiativen 
Da davon auszugehen ist, daß die Bedeutung der Bürgerinitiativen 
für das politische System und für den einzelnen Partizipierenden 
in anderen Beiträgen dieses Bandes behandelt werden, müssen hier 
einige knappe Hinweise genügen. In Anlehnung an Parsonsl8 können 
wir systematisch zwischen zwei Funktionen jedes Handlungssystems 
unterscheiden und diese wie folgt auf die Initiativbewegung beziehen: 
(1) Zu den wichtigsten symboliscben (expressiven) Funktionen der 
Bürgerinitiativbewegung wird man sicherlich die durch sie be-
wirkte Institutionalisierung und Diffusion partizipatorischer 
Handlungsmuster und Normen rechnen können. 
(2) In instrumenteller Perspektive sind die Initiativen als Beiträge 
zur Verbesserung der Problemverarbeitungskapazität und der 
Interessenberucksichtigung des politischen Systems zu betrach-
ten. 
Diese Funktionen erfüllen die Bürgerinitiativen nicht nur für das 
politische System, sondern auch für den einzelnen Partizipanten 
(Erlernen demokratischer Verhaltensmuster, Instrument der Inter-
essenpolitik), wobei freilich der Hinweis erforderlich ist, daß Indi-
vidual- und Systemfunktion auseinanderfallen und sich nicht zuletzt 
infolge dessen disfunktionale Folgewirkungen einstellen können, 
deren Behandlung in der Diskussion der Leistungen der Initiativ-
bewegung insgesamt etwas zu kurz gekommen ist. 
4.2. Spezij'"JScbe Funktionen der Bürgerinitiativen im lokalpo/itiscbe" 
Entscbeidungsprozeß 
Die nachfolgende Untersuchung spezifisch-Iokalpolitischer Funk-
tionen bezieht sich, der o.g_ Klassifizierung entsprechend. auf in-
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strumentelle, systemische Aspekte. Dabei empfiehlt es sich, den 
typischen Ablauf lokalpolitischer Entscheidungen zugrundezu-
legen, da in den einzelnen Phasen des Entscheidungsprozesses quanti-
tativ und qualitativ unterschiedliche Spielräume bürgerschaftlicher 
Mitwirkung offenstehen. 
Der politische Entscheidungsprozeß läßt sich als Folge analy-
tisch unterscheidbarer Phasen und als mehr oder minder formali-
sienes Zusammenspiel verschiedener RolJenträger betrachten. 
In Anlehnung an eine frühere Arbeit19 gliedern wir den Entschei-
dungsablauf in folgende - voneinander nicht unabhängige - Ab-
schnitte auf: (1) Die Thematisierung von Entscheidungsproblemen, 
(2) die Entscheidungsvorbereitung, (3) den formalen Entschei-
dungsakt, (4) die Implementation der Entscheidungen. In jeder 
dieser Phasen übernehmen die Initiativen bestimmte charakteristische 
Funktionen, was nicht bedeutet, daß diese Funktionen nicht wäh-
rend des gesamten Prozeßverlaufes wahrgenommen würden, doch 
sind sie typische Merkmale einzelner Phasen des Entscheidungs-
prozesses. 
4.3.1. Die Initiativfunktion 
Die Initiativfunktion gehön charakteristischerweise zur ersten 
Phase des Entscheidungsprozesses, der Thematisierung von issues. 
Bislang nicht berücksichtige Interessen und nicht anikuliene Pro-
bleme werden von den Bürgerinitiativen aufgegriffen und anikulien. 
Erst mit ihrer expliziten Formulierung eröffnet sich die Chance, 
sie zum Gegenstand öffentlicher Auseinandersetzung und zum 
Thema politischer Entscheidungen zu machen. Sofern diese Auf-
gaben erfüllt werden, vermögen sie die Wen- und Interessenbe-
rucksichtigung des politischen Systems zu erhöhen. Das Einfluß-
potential der Bürgerinitiativen in dieser Phase besteht in der Mit-
wirkung an der Bestimmung der politischen Themenstruktur. Diese 
wirkt sich auch in späteren Phasen des Prozesses aus, denn die 
Initiatoren bestimmter politischer Maßnahmen müssen von der 
Verwaltung und den politischen Mandatsträgern ins Entscheidungs-
kalkül einbezogen werden, da von dieser Seite Widerstände oder 
Unterstützung für die Lösungsvorschläge der Selbstverwaltungs-
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organe zu erwarten sind. Aus den einschlägigen Untersuchungen 
ergibt sich, daß die Initiativfunktion einen, wenn nicht de" Schwer· 
punkt der Arbeit der Bürgerinitiativen ausmacht. 
4.3.2. Die Informationsfunktion 
In der Phase der Entscheidungsvorbereitung, der vermutlich 
die Schlüsselstellung für den gesamten Prozeßverlauf zukommt lO 
erfüllen die Bürgerinitiativen vornehmlich die Funktion eines Infor-
mationsträgers. Sie lassen den an der Entscheidung beteiligten Ak-
teuren Informationen über gemeindliche Problemlagen und daraus 
resultierende soziale Betroffenheiten zukommen, entwickeln eigene 
Lösungsvorschläge, die als Alternativen zu den Verwaltungsent-
würfen in den politischen Entscheidungsprozeß eingehen, stellen 
ihren Sachverstand zur Verfügung usw. Auf diese Weise gewinnen 
sie Einfluß auf die nähere Strukturierung und die Vorauswahl der 
Entscheidungsalternativen. Da die Verwaltung und die Lokalver-
tretung von sich aus keine Initiativen zur Organisation kontinuier-
licher Zusammenarbeit mit bürgerschafdichen Gruppierungen er-
greifen, sich jedoch auch nicht gegen diese sperren,21 besitzen die 
Bürgerinitiativen die wohl größte Möglichkeit zur Durchsetzung 
ihrer Forderungen, wenn sie in dieser Phase eine kontinuierliche 
Zusammenarbeit mit der Verwaltung anstreben. Wie Borsdorf-
Ruhl im Ruhrgebiet herausfand, erhöht dies die Erfolgsaussichten 
der Initiativen ganz beträchtlich, denn die Verwaltungsorgane 
bevorzugen die Zusammenarbeit mit Gruppierungen, die konti-
nuierlich tätig sind und mit denen bereits einschlägige Erfahrungen 
gemacht wurden.22 
4.3.3. Die Kontrollfunktion 
In der Phase des formalen Entscheidungsprozesses bestehen 
aufgrund der gemeinderechtlichen Bestimmungen, sieht man von 
einigen unbedeutenden Ausnahmen ab, keine Möglichkeiten zur 
direkten Einflußnahme auf die Entscheidung. Indirekt kann ein 
solcher Einfluß dennoch ausgeübt werden. Die Gemeindeordnungen 
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der Bundesländer sehen grundsätzlich die Öffentlichkeit der Ge-
meinderatssitzungen vor. In einigen Ländern gilt entsprechendes für 
die Ausschüsse. Wie jedem Bürger steht auch dem Mitglied der 
Bürgerinitiative das Recht zu, an den öffentlichen Sitzungen der 
kommunalen Gremien teilzunehmen und auf diese Weise den Gang 
der Auseinandersetzung zu verfolgen. Angesichts der restriktiven 
Öffendichkeitspraxis der kommunalen Organe ist die Wirksamkeit 
dieses Kontrollinstruments allerdings nicht zu überschätzen.23 
4.3.4. Die Korrektivfunktion 
Bei der Durchführung lokalpolitischer Entscheidungen sind die 
Handlungsmöglichkeiten der Initiativen rein reaktiver Natur. Es 
handelt sich dabei in der Regel um das Beschreiten des Rechtsweges 
oder bestimmte Formen zivilen Widerstandes, die in der Studenten-
revolte entwickelt wurden. Da zu diesem Zeitpunkt bereits eine 
endgültige Entscheidung gefallen ist und seitens der Entscheidungs-
träger kaum noch Möglichkeiten flexiblen Reagierens offenstehen, 
steigt in dieser Phase das Konfliktpotential zwischen Amtsinhabern 
und bürgerschaftlichen Gruppierungen an. Die Folgen der Verände-
rung einer Entscheidung sind in dieser Phase gravierend und kost-
spielig. In der Vergangenheit erwies sich als erfolgreichste Verhinde-
rungsstrategie das Beschreiten des Rechtsweges. Ungleich schwieriger 
ist es, die Entscheidungsträger zur Inangriffnahme bestimmter Maß-
nahmen zu zwingen. 
Die Beschreibung der möglichen Funktionen der Bürgerinitiativen 
in der kommunalen Selbstverwaltung ging von der Voraussetzung 
der Kooperationsbereitschaft aller Beteiligten aus. Sobald diese 
fehlt oder verlorengeht, verschiebt sich die Auseinandersetzung von 
der Verhandlungsform auf diejenige (begrenzter) Gewaltanwendung, 
wie in den letzten Jahren deutlich zu beobachten war (Wyhl, Brok-
dorf). Damit verschlechtern sich die Erfolgschancen der Bürgerini-
tiativen, zumal sie auf diese Weise nicht selten in einen Konflikt 
mit anderen gesellschaftlichen Gruppierungen geraten. Initiativen, 
die auf eine möglichst weitgehende und rasche Verwirklichung ihrer 
Forderungen zielen. werden sich auf die beiden ersten Prozeß-
phasen konzentrieren. Inwieweit dies bereits geschieht, ist aus dem 
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verfügbaren Datenmaterial nicht zu entnehmen. Es kann jedoch 
die Vermutung geäußert werden. daß die Mehrzahl der Initiativen 
sich in diesem Sinne verhält. 
5. Die Bürgerinitiativen im i"nergemeindlicben Rollensystem 
Eine Chance. ihre Zide durchzusetzen. besitzen die Bürger-
initiativen nur dann, wenn es ihnen gelingt, den für die Lösung 
des Problem zuständigen Adressaten ausfindig zu machen und 
- mittels welcher Instrumente auch immer - von der Berechti-
gung ihrer Anliegen zu überzeugen.14 Anhaltspunkte hinsichdich 
der Verteilung der Entscheidungskompetenzen ergeben sich aus 
den gemeinderechdichen Bestimmungen über die Zuständigkeiten 
der kommunalen Organe und aus dem gemeindlichen Aufgabenkata-
log. Diese formalen Regelungen liefern aber kein zuverlässiges Bild 
gemeindlicher Einflußstrukruren; denn spätestens seit dem Metho-
denstreit in der Community-Power-Forschung dürfte die Diskrepanz 
zwischen formalem und faktischem Einfluß allgemein bekannt 
sein.15 
Im Interesse der Durchsetzung ihrer Anliegen sind die Initiativen 
gezwungen. sich bis zu einem gewissen Grade ins kommunale Rollen-
system einzufügen. Alleine oder im Verbund mit anderen gemeind-
lichen Gruppierungen bemühen sie sich um die Durchseuung der 
gewünschten Alternative. Die Notwendigkeit der Mobilisierung 
öffentlicher Unterstützung scheint ihnen durchaus bewußt: Etwa 
zwei Drittel der in der Berliner Untersuchung erfaßten Initiativen 
waren stark oder schwach integriert. nur 8 % der Gruppen völlig 
iso liert. 26 
Die in Frage kommenden Koalitionspartner - andere Initiativ-
gruppen, pressure-groups. Parteien. Ratsfraktionen und bestimmte 
Untereinheiten (Ressorts) der Verwalrung27 - besitzen jedoch. wie 
aus der Verdichrung bestimmter Beziehungen hervorgeht. eine unter-
schiedliche Anziehungskraft auf die Initiativen. Im Hinblick auf 
die faktischen Verhältnisse wie auf die Datenlage können sich 
die folgenden Darstellungen auf die Beziehungen der Bürgerinitia-
tiven zur Verwalrung, den Parteien und den Gemeindevertretem 
beschränken. 
Bürgerinitiativen im lokalpolitischen Entscheidungsprozcß 
5.1. Bürgerinitiativen und Kommunalverwaltung 
271 
Soweit die Datenlage überhaupt Verallgemeinerungen zuläßt. 
ist die Feststellung. die Initiativgruppen betrachteten die Verwaltung 
als den wichtigsten Adressaten ihrer Forderungen, begründet.28 
Nach den Ausführungen Langes und seiner Mitarbeiter29 unterhiel-
ten lediglich 10 % der in der Erhebung erfaßten Initiativen keiner-
lei Kontakte zur Verwaltung. Diese hervorgehobene Stellung ver-
dankt sie vermutlich der hohen Einschätzung ihrer fachlichen Kom-
petenz. der Erwartung gerechter Behandlung durch die Behörden 
und der ihr zugeschriebenen Bedeutung im politischen Entschei-
dungsprozeß der Gemeinde.3O 
Dennoch treten zwischen Initiativen und Verwaltung Konflikte 
auf, deren Intensität stark von den jeweils anstehenden Problem-
lagen und früheren Erfahrungen in der Zusammenarbeit bestimmt 
wird. 31 Positiv- und Negativbeziehungen halten sich in etwa die 
Waage. Trotz der allgemein beobachteten Entkrampfung des Ver-
hältnisses scheinen Ambivalenz und Unsicherheit in der wechsel-
seitigen Einschätzung noch stark verbreitet.32 Völlige Ablehnung 
der Initiativen durch die Verwaltung ist heute kaum noch anzu-
treffen bzw. wird zumindest nach außen nicht zu erkennen gegeben. 
Die Verwaltungsstrategie hat sich offensichtlich auf Konflikrver-
meidung. flexibles Reagieren und punktuelles Nachgeben einge-
spielt. 33 Doch übernimmt die Verwaltung in dieser Beziehung nicht 
den aktiven Part: Ohne die Zusammenarbeit mit den Initiativen 
zu verweigern, bemüht sie sich aber auch nicht. mit ihnen ins Ge-
spräch zu kommen. 34 So bleibt deren Einbeziehung in die kommu-
nale Willensbildung von Zufällen abhangig, sporadisch und un-
systematisch.35 Dieser Zustand ändert sich in dem Maße, in dem 
die Verwaltungen über Erfahrungen im Umgang mit Initiativen 
verf"ugen, wie am Beispiel der schon länger tätigen, gut organisier-
ten Gruppierungen deutlich wird. 36 
5.2. Bürgerinitiativen und parteimäßige Politik 
Gegenüber den Kontakten zur Verwaltung nehmen sich die-
jenigen zu Parteien und Vertretungskörperschaft bescheiden aus. 
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Dies entspricht wohl dem bereits erwähnten Zug der politischen 
Kultur der Bundesrepublik und der Tatsache, daß die Idee des 
"self-government" hier erst spät Fuß faßte. 
Neben den Instrumenten, die die Initiativen in ihren Kontakten 
mit der Verwaltung einsetzen, kommt in ihren Beziehungen zu 
Parteien und Parlamentariern die personelle Verflechtung hinzu: 
In vielen Initiativen wirken Parteimitglieder mit, etliche sind von 
Parteien ins Leben gerufen und werden durch sie unterstützt.37 
Dennoch bemühen sich die Initiativen, "Parteipolitik" aus ihren 
Aktionen herauszuhalten und kooperieren aus gegebenem Anlaß 
mit den Parteien, die zu punktueller Untersützung bereit sind.lI! 
Nicht anders als im oben behandelten Fall der Verwaltung kenn-
zeichnet Ambivalenz die Beziehungen zwischen Parteien und Ini-
tiativen. Einerseits stellt die bloße Existenz dieser Organisationen 
die Funktionsfähigkeit der Parteien als vermittelnde Instanzen zwi-
schen Bevölkerung und Amtstrigern in Frage. andererseits bemühen 
sich die Parteien, die Initiativen für ihre Zwecke nutzbar zu machen,39 
Wenn auch Grossmanns Behauptung, die Parteien seien kurzfristig 
bis zur Grenze der Selbstverleugnung zur Unterstützung der Ini-
tiativen bereit, sicherlich übertrieben ist, so sind die Parteien doch 
wesentlich stärker auf eine Zusammenarbeit mit den Initiativen 
angewiesen, als dies für die Verwaltung gilt_ Je größer das Maß 
öffentlicher Unterstützung für die Ziele der Initiativen, desto weniger 
vermögen sich die Parteien dem Gebot der Kooperation zu ent-
ziehen, wenn sie ihren Volksparteianspruch legitimieren und die 
betreffenden Wihlergruppen an sich binden woUen. Insbesondere 
den oppositionellen Gruppierungen bietet die Zusammenarbeit 
mit den Initiativen eine Profllierungschance, da sie, anders als die 
mit der Verwaltung zusammenarbeitende Mehrheit, auf konkrete, 
für den Bürger spürbare Leistungen nur im Ausnahmefalle verweisen 
können.40 
Von einer erfolgreichen Zusammenarbeit profitieren ebenfalls 
die Initiativen, denen auf diese Weise zusätzliche Ressourcen zur 
Mobilisierung öffentlicher Unterstützung zufließen.41 Ober die Par-
teiorganisationen vermittelt, fmden die Anliegen der Initiativen 
Eingang in den formal-organisatorischen Entscheidungsprozeß 
und eine politische Gruppierung, die sich in der öffentlichen Dis-
kussion einmal für die Ziele der Initiative eingesetzt hat, wird diese 
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Unterstützung während der Behandlung in den zuständigen Gre-
mien kaum ohne für sie nachteilige Folgen entziehen können. 
Die Beziehungen zwischen Initiativen und einzelnen Parteien 
sind bislang nicht hinlänglich untersucht. Einige, wenn auch unklare 
Andeutungen finden sich im Bericht der Berliner Forschungsgruppe, 
aus dem hervorgeht, daß Negativbeziehungen am häufigsten zur 
SPD und am seltensten zur F.D.P. bestanden.41 Es fragt sich aller-
dings, ob die bei Lange u.a. referierte Verteilung der Positiv- und 
Negativbeziehungen nicht eher die Mehrheitsverhältnisse in den 
Gemeinden widerspiegelt als eine Parteiaffinität der Initiativen. 
Zusammenfassend ist festzustellen, daß die Wahl des richtigen 
Adressaten einer Forderung sowie eine planvolle KoalitionS-Strategie 
der Initiativen deren Durchsetzungschancen beträchtlich erhöhen. 
Isolierte Gruppen dürften kaum Erfolge erzielen können. Anderer-
seits kommt der in den Initiativen vorzufindende Sachverstand 
sicherlich der Qualität politischer Problemlösungen in der Ge-
meinde zugute, und sei es auch nur im Sinne einer Sensibilisierung 
der Entscheidungsträger für bislang nicht erkannte Problemlagen. 
Dabei ist die in der Verwaltungsorientierung der Initiativen liegende 
Gefahr nicht zu übersehen: Sie könnte nämlich dazu beitragen, 
das Informations- und KompetenzgeIalle zwischen Rat (insbeson-
dere der Opposition) und Verwaltung weiter zu vertiefen. 
6. Akt;onsmuster und Erfolgsbedingungen dn Initiatiflen 
Ebenso bedeutsam wie die Integration der Initiativen ins lokal-
politische RoUengefüge ist für deren Erfolg die Wahl geeigneter 
Instrumente zur Beeinflussung der Entscheidungsträger. Als gängiges 
Aktionsmuster der meisten Initiativen bildete sich eine Strategie 
heraus, welche die Mobilisierung öffentlichen Drucks mit der Demon-
stration von Verhandlungsbereitschaft kombiniert.43 Welche der 
heiden Komponenten jeweils vorherrscht, hängt nicht zuletzt vom 
Prozeßverlauf ab. Unter den eingesetzten Mitteln zur Beeinflussung 
der Entscheidungsträger spielen konventionelle Aktionsformen 
(Eingaben an die Verwaltung, Durchführung von Versammlungen, 
Einholen wissenschaftlicher Gutachten usw.) ebenso eine Rolle wie 
die aus der Studentenrevolte stammenden Methoden des sit-in und 
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go-in, der Verabschiedung von Resolutionen, des Verteilens von 
Flugblättern usw.44 Neben dem Bemühen, die Entscheidungsträger 
unter Druck zu setzen, bezwecken diese Aktivitäten die Mobili-
sierung öffentlicher Unterstützung für die Ziele der Initiative.4s 
Diese gehört zu den unabdingbaren Voraussetzungen erfolgreichen 
Vorgehens, wie der periodisch erzielte (Teil-)Erfolg auf dem Wege 
zum Ziel. Dient erstere dazu, das Argument zu entkräften, die 
Initiative verfolge lediglich partikulare Interessen und operiere 
gegen das Gemeinwohl, so sind Teilerfolge notwendig, um die 
Frustration der Mitglieder und Anhänger in Grenzen zu halten 
und die personellen Ressourcen zu stabilisieren. 
Das Vorgehen der Initiativen in der Auseinandersetzung mit 
den öffentlichen Entscheidungsträgern weist eine gewisse Regel-
mäßigkeit auf.46 Die interne Stabilisierung in personeller, organi-
satorischer und finanzieller Hinsicht ist dabei ebenso bedeutsam 
wie Erfolge im Umfeld: Ausgehend von einer im kleinen Kreise 
wahrgenommenen Problemsituation werden Lösungsvorschläge ent-
wickelt und der Öffentlichkeit vorgestellt. Nach erfolgter Verbesse-
rung der Organisationskapazität und der internen Diskussion der 
Strategie trägt man die Anliegen an die Verwaltung heran und be-
müht sich um die Unterstützung durch Parteien, Massenmedien 
usw. Da erfahrungsgemäß im ersten Anlauf der Erfolg ausbleibt, 
sucht man um weitere Unterstützung nach und verschärft unter 
Umständen die Form der Auseinandersetzung. Diese Politik der 
kleinen Schritte, die eher einem "trial-and-crror-Verfahren" als einer 
komplex angelegten Strategie gleicht, wird bis zur Erreicherung 
des Zieles oder bis zum endgültigen Scheitern fortgeführt. 
Obgleich einige wenige Daten hierzu vorliegen,·7 kann man eine 
Erfolgsbilanz der bisherigen Tätigkeit der Initiativen in der Lokal-
politik nicht ziehen. Dies hängt u.a. damit zusammen, daß im Laufe 
der Aktivitäten Zielveränderungen eintreten. unterschiedliche Er-
folgsparameter angegeben werden und auch Nebeneffekte, wie die 
Mobilisierung der Öffentlichkeit, die Vermittlung politischer Fertig-
keiten an die Mitglieder, die Verstärkung der politischen Kompetenz 
selbst dann als Erfolge angesehen werden können, wenn das ur-
sprünglich gesetzte Ziel nicht erreicht wurde. Doch läßt sich fest-
stellen, daß die Erfolgsaussichten nicht ausschließlich von der 
Kooperationsbereitschaft der Verwaltung abhängen. Die Initia-
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tiven vermögen durch eine geschickte Strategie den Aktionsverlauf 
in erheblichem Umfange zu ihren Gunsten zu beeinflussen. Beson-
ders günstig sind nach Braun 48 die Erfolgschancen, wenn eine stabile 
Kerngruppe kontinuierlich ein begrenztes Ziel verfolgt, sich über die 
Implikationen des zu lösenden Problems im klaren ist; die in Frage 
stehende Angelegenheit einem größeren Personenkreis nicht nur 
relevant, sondern auch praktisch einsichtig gemacht werden kann 
und schließlich die Initiativmitglieder über ein beträchtliches Maß 
an Phantasie, Artikulationsvermögen und Organisationskapazität 
verfügen. 
Inwieweit die in der lokalen Politik tätigen Initiativen diesen 
Bedingungen genügen, läßt sich nicht generell feststellen, doch setzt 
erfolgreiches politisches Handeln offenkundig ein relativ hohes 
Maß an politischer Kompetenz voraus, gleichgültig in welcher Organi-
sationsform es vonstatten geht. 
7. Scblußbemerkung 
.. Bürgerinitiativen bilden über den jeweiligen Anlaß hinaus zu-
gleich eine praktische Kritik der Parteien und der heutigen Gestalt 
parlamentarischer Demokratie".49 -
Gängige Formeln dieser Art gehen sicherlich nicht völlig an den 
Systemfunktionen der Initiativen und am Selbstverständnis ihrer 
Mitglieder vorbei. Dennoch liefern sie nur sehr partielle - und damit 
verkürzende - Erklärungen dieses Phänomens. Im Erstarken der 
Initiativbcwegung äußert sich zwar Kritik an Fehlleistungen von 
Politik und Verwaltung, die im kommunalen Bereich besonders 
drastisch dokumentiert sind. Ebenso bedeutsam sind jedoch die 
eingetretenen Veränderungen im politischen Bewußtsein der bun-
desdeutschen Mittelschicht. die diese Form politischer Partizi-
pation erst möglich machten. Bürgerinitiativen stellen somit keine 
spezifische Erscheinung des lokalpolitischen Systems dar. Vielmehr 
führte das Vorliegen entsprechender Randbedingungen dazu, daß 
sich die kommunale Ebene als besonders geeignetes Feld für die 
Formulierung von Partizipationsforderungen erwies. 
276 
Anmerkungen 
Oscar W. Gabriel 
1 V~. G. A. Almo"dlS. Vtrba (1965), Tab. VI, S. 148; S. 312 f. 
2 H. BiJsttirrlK. G. Troit'ucb (1972), S. 263; U. Bermbacb in: W. D. Ntm, 
Hrsg. (1975), S. 335 ; A . Wmrer, in : H. G. Wtbli"g, (Hrsg.), (1975), S. 
255,257; P. C. Mayn-Tascb (1976), S. 111. 
3 V~. W. Htl",lctIK. H. Nassmllcber, in : R. F~y, Hrsg., (1976), S; 188, 197. 
4 Vgl. CbdL, S. 185. 
5 Vgl. AI",01Id I Verba, 1.1.0., S. 140 ff.; R. A. Dabll E. Tllfte: Sue IOd 
Democracy, Standford, CaI., 1973, S. 50 ff. 
6 Hierauf lufmerksam gemacht zu haben, ist das große Verdienst der öko· 
nomischcn Theorie der Politik, v~ . grundlegend: A. Dotll1lS: ökonomische 
Theorie der Demokratie, Tübingm 1968; M. OIs01I (1968), S. 4 Cf., 59 ff.; 
cxpluit fiir die Partizipltion durch Bürgerinitiativen: R. Eclclln, in: Partizi-
pation (1970), S. 33 ff. 
7 Vgl. Mayn-Tascb, 1.1.0., S. 14. 
8 V~. H. Gross",lIfI" (1971), S. 166. 
9 V~. L. Milbratb (1965), S. 110 ff.; S. Verba/No Nie (1972), S. 9 Cf., 123 ff. 
10 V~. T. Scbiller: in: Partizipation (1970), S. 114 f.; R. La"gt et a1.: (1973), 
S. 253ff.; vgl. weiter: 8ermbacb, &.1.0., S. 358; Wenrtr, 1.1.0., S. 254f.; 
Mayn-Tascb, 1.1.0., S. 27 ff. Daneben nennen einige Autoren soziO'Öko-
nomische (vgl. W. Ellcbner, in: Narr, 1.1.0., S. 325-333) bzw. soziu-6ko-
logische (vgl. Mayn-Tascb, 1.1.0., S. 23 ff.) Bedingungen als Ursacheo. 
11 V gl. G. Leibbol7. I H. J. Rind: Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch· 
land. Kommentar anhand der Rechtsprechung des Bun~rfassunp' 
gerichts, 5. Auß., Kölo 1975, 5. 584 Anm. 11 . 
12 Vgl. B. Borsdorf'Rllbl, in. Narr, &.1.0., S. 349; P. v. Kodo/itr.scb: (19H), 
S. 273 ff., bes. Tab. S. 274. 
13 Vgl. D. Tbrtinbardt, in: H. RallscblT. Stammert, Hrsg., (1974), S.117-
133; 8. Tillma"n, in: F~y, 1.1.0., S. 66-96. 
14 Vgl. Ellcb"er, 1.1.0., 5.329 f. 
15 Vgl. Borsdor[-Rllbl. 1.&.0., S. 346. 
16 Vgl. Olso", 1.1.0., S. 42-51; DabllTliftt, 1.1.0., S. 61ff., 86ff. 
17 Vgl.H. G. Wtbling, 1.1.0., S. 7f. 
18 T. Parsons: Zur Theorie sozialer Systeme, hersgg. von S. Jensco, Opladell 
1976, S. 85 ff. 
19 O. W. Gabrie/, in: L. Albertin ct a1., (1978) (erscheint clemoichst, SeitCllao' 
gaben oach Manuskript), S. 78 ff. 
20 V~. ebdL, S. 120 ff., don weitere Literlturangaben. 
21 Vgl. 8orsdorf'Rllbl, 1.1.0., S. 347; v. Kodolitucb, &.&.0., S. 267 f. 
22 Vgl. Borsdorf·Rllbl. 1.1.0 ., S. 357 f. 
23 Vgl. Gabriel, 1.1.0., S. 169 ff., don Literaturverweise. 
24 Vgl. Mayn-Tascb, &.1.0., S. 140f. 
25 V~. zusammenfassend: J. Uelnböffer, in: Webling, 1.&.0., S.95-130; 
O. W. Gabriel/H. P. Labo"tt, in: H. Albns et aI., (1976), S. 192 Cf. 
Bürgeriniti.tiven im lokalpolitischen EnlSCheidungsprozeß 277 
26 Vgl. Lange et a1., ..... 0., S. 282. 
27 VgI.Mayer-Tascb, ..... 0., S.1l4ff. 
28 Vgl. Borsdorf-Rubl, •. a.O., S. 356; Wemer, ...... 0., S. 264; Mayer-Tascb, 
a.",O., S. 20. 
29 Vgl. Lange et a1., ..... 0 ., S. 276. 
30 Vgl. AlmondlVerbll, •.•. 0 .• S. 262 Cf.; vgl. G. Lenzet': Staatsbürgerliches 
Verhalten im kommunalen Bereich. Eine soziologische Untersuchung 
der pOlitischen Anteilnahme in einer baycrischcn Marktgcmeinde, Phil. 
Diss., München 1962. 
31 Vgl. 11. Kodolilucb, ...... 0., S. 273 ff., mit dctaillicncn Angaben über dic 
Konflikthäufigkcit in einzelnen Aufgabenfcldcm. 
32 Vgl. Lange Cl al., ..... 0., S. 276; Bermbllcb, ..... 0 ., S. 335; Mayer-TlIscb, 
a. ... 0., S. 19,22. 
33 Vgl. Lange Cl al., ...... 0., S.284; 11. Kodolitucb, ...... 0., S. 265 ff.; bcs., 
S.270; Werner, ...... 0., S.264; Mayer-Tascb, ...... 0., S. 21 g1aubl da-
gegcn .. zähes Mauem" beobachtet zu haben. 
34 Vgl. Borsdorf-Rubl, •.•. 0., S. 361. 
35 Vgl. Lange el a1., ..... 0., S. 276; 11. Kodolitzscb, •.•. 0., S. 267f., 275. 
36 Vgl. BorsdorfRllbl, ..... 0., S. 357; v. Kodolitzscb, ...... 0., S. 269. 
37 Vgl. Lange et a1., ...... 0., S. 266f.;Borsdorf-Rllbl, ...... 0., S. 359. 
38 Vgl. Wemer, ... &.0., S. 265. 
39 Vgl. Grossmann, ..... 0., S. 166 f.; Borsdorf-Rubl, ...... 0., S. 359. 
40 Vgl. Mllyer-Tascb, ..... 0., S. 136 f. 
41 Vgl. cbd ... 
42 Vgl. Lange el al ., ",&..0., S. 279; Wem er, ...... 0., S. 265. 
43 Vgl. Mayer-Tascb, • . &...0., S. 143 ff. 
44 Vgl. U. Kemp! (1974), S.9; vgI. auch: Borsdorf-Rubl, &. ... 0., S. 360; 
tI. Kodolitucb, ...... 0., S. 275. 
45 Vgl. Wernn, &. • . 0., S. 263. 
46 Vgl. BilsteiniTroitzscb, •. &.0., S. 268 f.; G. Brllll", in: Grossm""", •. &.0., 
S. 56ff;Mayer-Tascb, •. &.0., S. 69ff,IUff., 129ff. 
47 Vgl. Lange el a1., ",&.0., S. 273 f.;lJDrsdorf-Rubl, ",&.0., S. 36Of. 
48 Vgl. Bnllln, &. ... 0., S. 54. 
49 Scbilln, ",&.0., S. 119. 
